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(Es gilt das gesprochene Wort!)

Sehr geehrter Herr Präsident,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

zum erneuten Mal sprechen wir über die jährliche Fleißaufgabe der Bundesregierung - den Jahresbericht zum Stand der deutschen Einheit. Auch in diesem Jahr wurde alles gründlich aufgeschrieben, doch im Ergebnis wird klar, dass der sogenannte Aufbau Ost noch lange nicht bewältigt ist.
Die Menschen in unserem Land haben nicht nur ehrliche Antworten sondern auch Handeln verdient und für sie wird die deutsche Einheit erst dann vollzogen sein, wenn sie in ihrem täglichen Leben nicht mehr mit unterschiedlichen Lohn- und Rentenberechnungen, unterschiedlichen Beitragssätzen für Ost und West, verschiedenen Beitragsbemessungsgrenzen Ost und West etc. konfrontiert werden. 
Doch lassen Sie uns zunächst zum  Jahresbericht  2008 kommen. Er spricht alle politischen Felder an: von der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik über die Bildungs- und Forschungspolitik zur Infrastruktur, Stadtentwicklung bis hin zur Familien- und Jugendpolitik.
Absolut betrachtet, geht es am ostdeutschen Arbeitsmarkt bergauf, aber dennoch ist noch keine grundlegende Besserung zu verzeichnen. Noch immer ist die Arbeitslosenquote von 12 Prozent in den neuen Ländern ungefähr doppelt so hoch wie im Westen. Das Wirtschaftswachstum geht nicht in dem Maße voran,  dass die neuen Länder zu den alten Bundesländern aufschließen könnten. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist seit 1995 in Westdeutschland real um 16,9 Prozent, im Osten um 16,3 Prozent gestiegen. Nach wie vor brauchen und fordern wir als FDP ein Gesamtkonzept für den Wirtschaftsaufschwung in den neuen Ländern. 
Dies bedeutet gemeinsames Engagement von Bund und Ländern, es bedeutet nicht die Bereitstellung zusätzlicher finanzieller Mittel – hier soll es bei den Zusagen aus dem Solidarpakt II bleiben – sondern vielmehr um den zielgerichteten Einsatz dieser Mittel. 
Der beginnt meiner Meinung nach immer im investiven Teil.
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur, in funktionsfähige Wohnungsmärkte und in lebenswerte Städte verbessern die Standortbedingungen in den neuen Ländern und damit die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger. Ja, es wurde schon viel getan, aber wenn die Menschen in ihrer Heimat bleiben sollen, muss noch einiges geschehen.
Infrastrukturinvestitionen müssen Vorrang haben, denn sie sind das beste Konjunkturprogramm. Die Erhöhung des Investitionsanteils im Bau- und Verkehrshaushalt von etwa 45 Prozent (1998) auf knapp 54 Prozent (2008) geht in die richtige Richtung. Das ist zahlentechnisch nicht zu bestreiten. Wenn ich aber die Preisentwicklung und die Inflationsrate herausrechne, haben wir weniger erreicht, als 1998 damit geplant war.
Ich möchte einige Beispiele nennen.

Oder die Diskussion über die A 72 bis hin zur „schnellsten deutschen Eisenbahnverbindung“ Dresden – Berlin. Mehr als 2 Stunden für 190 km ist einfach Spitzenklasse und damit langsamer als vor 80 Jahren.
Soweit ich weiss, gibt es die grosse Koalition noch.  Zumindest muss ich das fragen, nachdem ich gestern die Zeitung in Sachsen gelesen habe. Was aber die Sachsen-CDU (Kretschmar) und der aus Sachsen stammende Bauminister vollführen ist schon abenteuerlich.

Während Kretschmar sagt “…wir wollen lieber heute als morgen die Bauaufträge ausschreiben, und es darf nicht noch ein Jahr vergehen bis der erste Bagger rollt“, wird dies von Minister Tiefensee als unsachlich und billige Polemik kommentiert.
Setzen Sie sich endlich zusammen, und sagen Sie dann den Menschen, wo es losgeht.


Herr Tiefensee, es gibt Projekte, die mit überschaubaren Mitteln sofort für eine ganze Region eine deutliche Weiterentwicklung bedeuten. Die durchgehende Elektrifizierung der Franken-Sachsen-Magistrale ist so ein Projekt. Alle Vorbereitungen sind vorhanden. Sachsen finanziert mit. Es geht eigentlich nur noch um ein Unterwerk für Energieeinspeisung in Hof, über deren Finanzierung sich Bayern und der Bund streiten. 
Durchschlagen Sie diesen Knoten und beginnen Sie sofort im Interesse einer ganzen Region und deren Arbeitsplätzen mit diesem Projekt! 
(Wenn 2009 die Planung der Elektrifizierung bis Plauen umgesetzt wird, kann man etwa zwei Jahre Zeit bei der Gesamtelektrifizierung der Strecke gewinnen. Ich bin mir sicher, dass sich der Bund und Bayern dann früher oder später über die Finanzierung bis Hof einigen, wenn schon ein wichtiger Bauabschnitt fertiggestellt ist. )
Noch einige Bemerkungen zum Thema Städtebauförderung und Stadtumbau.
Der Stadtumbau Ost ist eine der wesentlichen Voraussetzungen, dass sich wirtschaftliche Kerne in Ostdeutschland herausbilden können und die Infrastruktur in den Städten sich den Gegebenheiten der Bevölkerungsentwicklung anpasst.  
Nach wie vor gibt es im Osten einen Leerstand von einer Million Wohnungen, und es wird uns nur in lebenswerten Städten  gelingen, die Menschen zu halten und besser noch, sie durch Attraktivität des Standorts   zum Zuzug zu bewegen.

Das bislang sehr erfolgreiche Programm „Stadtumbau Ost – für lebenswerte Städte und attraktives Wohnen“ reagiert auf diese Entwicklungen. 
Es trägt dazu bei, die Attraktivität ostdeutscher Städte und Gemeinden zu sichern und zu erhöhen, die Innenstädte zu stärken und die Anzahl der leer stehenden Häuser zu reduzieren. Es muss weiterhin Hauptaufgabe sein, Rückbau und Stadtentwicklung im Zusammenhang zu sehen und unter dieser Sicht zu planen.
Mir ist es sehr wichtig, dass die Abrissförderung von Altbauten stark eingegrenzt wird, da sonst zu viele stadtbildprägende Häuser der Abrissbirne zum Opfer fallen. Deshalb ist die Förderung im Bestand von hoher Bedeutung, um auch nicht weitere Flächen auf der grünen Wiese zu bebauen.
Jedoch sollte jedes  Vorhaben auf seine Demografiefestigkeit geprüft werden. Der demografische Wandel ist gekennzeichnet durch ein höheres Durchschnittsalter, Bevölkerungsrückgang und Abwanderungen. 

Die Bevölkerungszahl in den neuen Bundesländern wird bis zum Jahr 2025 um etwa 11 Prozent schrumpfen. Wie aus dem Jahresbericht zum Stand der deutschen Einheit 2008 hervorgeht, wird dagegen in Gesamtdeutschland die Bevölkerungszahl im Vergleich zum Jahr 2005 lediglich um 2 Prozent abnehmen. 
Wer das alles in seine Planung einbezieht, muss noch etwas anderes im Hinterkopf haben – die Altersarmut.

Durch höhere Arbeitslosigkeit, geringere Verdienste u. a. werden die Renten im Osten deutlich niedriger  als in anderen Gebieten in einigen Jahren sein. Das hat Auswirkungen z. B. bis hin zum Wohngeld und damit auch dem Finanzspielraum der Kommunen.
Die Altersarmut wird im Osten eine entscheidende Rolle spielen. Aufgrund der Erwerbsbiografien nach der Wende  werden besonders die Frauen betroffen sein.

Auch das Thema Wohnen im Alter steht damit in einem engen Zusammenhang.
Ein gutes Beispiel für gelungenen Stadtumbau unter Einbeziehung dieses Aspekts ist das Schloss Osterstein in Zwickau. Damit wurde eines der aus architektonischer Sicht wichtigsten Rennaissance-Schlösser Sachsens gerettet. Vor drei Jahren noch eine Ruine, wurde es für 19 Millionen Euro saniert und als Pflegeheim mit modernstem Standard eröffnet. In 84 Zimmern stehen 130 Pflegebetten. 
Die zu Betreuenden leben in Wohngruppen zusammen und können in den Gemeinschaftsräumen selbst mit anpacken.
Im Erdgeschoss gibt es Restaurants, Dienstleistungen und andere öffentliche Einrichtungen. Damit wurden zwei Dinge erreicht: Im Zentrum einer Stadt gibt es eine Ruine weniger, und ältere Menschen sind direkt  in ihrer Stadt integriert.
So stelle ich mir geförderten Stadtumbau vor.

(Einige Worte zu den Entschließungsanträgen:

CDU/SPD – ist richtig, nichts Neues; wann wird er verwirklicht?
          Wenn wir heute darüber abstimmen würden,


   würden wir uns enthalten, weil der Mindestlohn 

   mit FDP nicht machbar gewesen wäre, 


   noch Gelegenheit, im Ausschuss darüber zu reden

Bündnis 90/Grüne



- Enthaltung, gute 
Ansätze, aber neue 


   

  Geldforderungen
Linke
- Populismus mit viel Geld, Ablehnung)
Zum Abschluss ein Beispiel, wie ernst das Thema „Aufbau Ost“ in diesem Haus genommen wird. Gestern war in der Leipziger Volkszeitung zu lesen, die Herren Weißgerber, Fornahl und Vaatz seien mit ihrem Anliegen gescheitert, die Gestaltung des Freiheits- und Einheitsdenkmals auf die Tagesordnung des Kulturausschusses zu setzen.
Damit ist die Einbindung von Leipzig praktisch außen vor.

Ein fatales Zeichen – 19 Jahre nach der Wende. Wir reden stets über Riesenkosten der deutschen Einheit, wir reden stets über notwendige Anpassungen bei der Entwicklung, doch eine Sache sollten wir in diesem Zusammenhang nicht vergessen, nämlich die Menschen, die diese Einheit in unserem Vaterland möglich gemacht haben. Und dazu zählt eben auch Leipzig und der Ruf: „Wir sind ein Volk!“

Lassen Sie das, liebe Kollegen, auch durch Handeln spüren, auch bei solchen Dingen wie einem Einheits- und Freiheitsdenkmal!
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